
LIEBE LESERINNEN UND LESER

Mit dem Jahr 2023 geht wiederum ein mit 

vielen Ereignissen geprägtes Jahr zu Ende. 

Die weltweit politischen Unruhen geben 

uns allen zu denken und hinterlassen ein 

ungutes Gefühl. Auch das steigende Zinsni-

veau hinterlässt seine Spuren hauptsächlich 

am Finanzmarkt sowie in der Immobilien-

branche. Trotzdem gilt es, mit Zuversicht 

und Vertrauen in die Zukunft zu blicken.

Der TRETOR oberstes Ziel ist es, in dieser 

schnelllebigen Zeit die stetigen Entwicklun-

gen und Veränderungen vorausschauend 

anzugehen und optimal umzusetzen. Wir 

sind überzeugt, dass wir mit unseren 

 laufend verbesserten Standards diese Her-

ausforderung gut meistern können. Dank 

unseren motivierten Mitarbeitenden, wel-

che sich kontinuierlich aus- und weiterbil-

den, verfügen wir über das notwendige in-

terne Knowhow.

Um unsere Kunden weiterhin kompe-

tent betreuen zu können, sind auch dieses 

Jahr einige neue, qualifizierte und kunden-

orientierte Persönlichkeiten zu unser Unter-

nehmung gestossen – darüber freuen wir 

uns natürlich sehr!

Wie bereits erwähnt, gilt es, Neuerun-

gen und ihre Auswirkungen genau zu 

durchleuchten. Die diesjährige Ausgabe un-

seres Newsletters legt in diesem Zusam-

menhang den Schwerpunkt auf die zuneh-

mende Homeoffice-Tätigkeit. Es sind 

steuerrechtliche und sozialversicherungs-

rechtliche Grenzwerte unbedingt zu beach-

ten, sofern die Mitarbeitenden diese Tätig-

keit im Ausland verrichten. 

Ein weiterer Artikel zeigt auf, dass die 

Missachtung der Revisionspflicht unange-

nehme finanzielle und steuerrechtliche 

 Folgen mit sich bringen kann. Insbesondere 

Start-Up-Unternehmungen, welche an-

fänglich auf eine Buchprüfung verzichten 

(sog. Opting-Out), haben bei Überschrei-

tung des Schwellenwertes von zehn Mitar-

beitenden unmittelbar zu handeln und eine 

Revisionsstelle zu bestimmen.

Abschliessend verschaffen wir Ihnen ei-

nen Überblick über die gegenwärtigen und 

zukünftigen Änderungen bezüglich der So-

zialversicherungen (Reform AHV 21). Auch 

in diesem Bereich befinden wir uns im steti-

gen Wandel – weitere Reformen werden 

zur Abstimmung kommen, darunter auch 

diese zur beruflichen Vorsorge (BVG).

Nun wünsche ich ihnen eine spannende 

und aufschlussreiche Lektüre. Bitte zögern 

Sie nicht, uns bei Fragen oder Unklarheiten 

zu kontaktieren – wir sind jederzeit gerne 

für Sie da!

Adrian Schaller, Partner
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Unter anderem die fortschreitende Digitalisierung sowie die Coro-

na-Pandemie haben den Trend zu mobilen Arbeitsformen wie 

Homeoffice verstärkt. Insbesondere im internationalen Kontext 

sind in diesem Zusammenhang steuerrechtliche und sozialversi-

cherungsrechtliche Stolpersteine zu berücksichtigen. Während der 

COVID-19-Pandemie galten Sonderbestimmungen, welche diver-

se dieser Stolpersteine temporär ausser Kraft setzten. Da diese 

Ausnahmeregelungen mittlerweile nicht mehr gültig sind, soll die-

ser Artikel einen Überblick über die gegenwärtigen Bestimmun-

gen geben.

Nachfolgend wird aufgezeigt, wie Arbeitnehmende von Schwei-

zer Arbeitgebern mit Wohnsitz und Homeoffice-Tätigkeit im Aus-

land steuerrechtlich und sozialversicherungsrechtlich behandelt 

werden. Der Fokus liegt dabei auf den Regelungen mit den 

direkten Nachbarländern Deutschland und Frankreich. Weiter 

wird beleuchtet, inwiefern der Schweizer Arbeitgeber durch die 

Homeoffice-Tätigkeit der Arbeitnehmenden aufgrund der Begrün-

dung einer Betriebsstätte im Ausland steuerpflichtig werden 

könnte.

Besteuerung des Arbeitnehmenden

Grundsatz

Arbeitnehmende ohne Ansässigkeit in der Schweiz werden bei 

Ausübung einer Erwerbstätigkeit im Inland aufgrund wirtschaftli-

cher Zugehörigkeit steuerpflichtig und unterliegen der Quellenbe-

steuerung. Dabei gilt aber grundsätzlich das Arbeitsortsprinzip: 

Das Besteuerungsrecht der Schweiz beschränkt sich auf die effek-

tiv in der Schweiz geleisteten Arbeitstage – für Homeoffice-Tage 

am ausländischen Wohnsitz kommt der Schweiz kein Besteue-

rungsrecht zu. Somit sind diese Arbeitstage bei der Quellenbe-

steuerung auszuscheiden. Je nach Wohnsitzstaat können für den 

Arbeitgeber weitere Verfahrens-/Ablieferungspflichten im ent-

sprechenden Land die Folge sein.

Regelung mit Deutschland für Grenzgänger

Im Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) mit Deutschland 

 besteht eine Sonderregelung für Grenzgänger: In der Schweiz 

wird eine reduzierte Quellenbesteuerung von maximal 4.5 % des 
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Bruttolohnes vorgenommen, wobei einzelne Homeoffice-Tage kei-

ne Ausscheidung von Auslandtagen zur Folge haben. Falls die Er-

werbstätigkeit vollumfänglich bzw. grossmehrheitlich im 

Homeoffice ausgeführt wird, liegt keine Grenzgänger-Eigen-

schaft mehr vor und die Grenzgängerregelung findet keine 

Anwendung.

Inskünftig sollen die Grenzgängerbestimmungen bis zu einer Er-

werbstätigkeit im Homeoffice von maximal 80 % Gültigkeit haben, 

wobei diese Bestimmung erst noch durch die beiden Staaten ge-

nehmigt werden muss. Die nachstehende Tabelle zur Quellenbe-

steuerungsregelung bei Wohnsitz DE stellt die verschiedenen Sze-

narien übersichtlich dar.

Arbeitsort

Anwendbarer 
Quellenbesteuertarif

Schweiz (CH) 100% Grenzgängertarif

CH mind. 20%/
Homeoffice (HO) max. 80%

Grenzgängertarif ohne 
Ausscheidung von HO-Tagen

CH weniger 20%/

HO über 80%
Ordentlicher Tarif mit 
Ausscheidung von HO-Tagen

Regelung mit Frankreich

Mittels eines Zusatzabkommens zum DBA mit Frankreich wurde 

festgelegt, dass sich die Besteuerungsregeln bei einer Homeoffice-

Tätigkeit bis zu 40 % nicht ändern. Somit melden die Arbeitgeber 

in den Kantonen, welche der Grenzgängerregelung unterstehen, 

unverändert das vollumfängliche Bruttoeinkommen der französi-

schen Arbeitnehmenden an die Quellensteuerverwaltung und er-

heben wie gewohnt keine Quellensteuer (u.a. gültig für die Kanto-

ne BL, BS, SO). Die Arbeitgeber in den übrigen Kantonen (u.a. 

gültig für Kanton AG) erheben die Quellensteuer bei einer Home-

office-Tätigkeit bis zu 40 % im ordentlichen Verfahren – ohne Aus-

scheidung von Homeoffice-Tagen. 

Würde die erwähnte «40 % Grenze» überschritten, müssen 

die Homeoffice-Tage ausgeschieden und für die Arbeitstage 

in der Schweiz die ordentliche Quellensteuer abgeliefert wer-

den. Der Arbeitgeber hat hierbei zusätzlich die Verfahrens-

pflichten in Frankreich einzuhalten. Die nachstehende Tabelle 

zur Quellenbesteuerungsregelung bei Wohnsitz FR gibt Ihnen 

hierzu einen Überblick.

Arbeitsort

Anwendbarer 
Quellenbesteuertarif

CH mind. 60% / HO max. 40%, 
in Kanton mit GG-Regelung

Kein QST-Abzug, Meldung  

an kt. Steuerverwaltung

CH mind. 60% / HO max. 40%, 
in Kanton ohne GG-Regelung

Ordentlicher Tarif ohne 
Ausscheidung von HO-Tagen

CH weniger 60% / HO über 40%, 

in allen Kantonen
Ordentlicher Tarif mit 
Ausscheidung von HO-Tagen

Sozialversicherungsrechtliche Unterstellung

Nach der nationalen Gesetzgebung sind Arbeitnehmende, welche 

physisch in der Schweiz eine Erwerbstätigkeit ausüben, hierzulan-

de obligatorisch sozialversicherungspflichtig. Bei ausländischen Ar-

beitnehmenden aus Deutschland und Frankreich ist zusätzlich das 

Freizügigkeitsabkommen beizuziehen, welches besagt, dass die 

Person nur in einem Staat sozialversicherungsrechtlich unterstellt 

sein kann: Unter der Annahme, dass der Arbeitnehmende keiner 

weiteren Erwerbstätigkeit nachgeht, verbleibt die Sozialversiche-

rungspflicht bei einer Homeofficetätigkeit bis zu 25 % (= Tätigkeit 

im Wohnsitzstaat) im Inland. Wird die Grenze überschritten, wech-

selt die Sozialversicherungsunterstellung in den ausländischen 

Wohnsitzstaat und der schweizerische Arbeitgeber hat die entspre-

chenden Beiträge im Ausland abzurechnen.

Seit 1. Juli 2023 wurde zusätzlich ein multilaterales Rahmen-

abkommen in Kraft gesetzt, welches unter anderem von der 

Schweiz, Deutschland und Frankreich unterzeichnet wurde. 

Dieses sieht vor, dass auch bei einer erweiterten Homeoffice-Tätig-

keit bis zu 49.9 % die sozialversicherungsrechtliche Zuständigkeit 

im Staat des Arbeitgebers verbleibt. Hierfür ist durch den Arbeitge-

ber bei der zuständigen Ausgleichskasse eine Entsendungsbeschei-

nigung A1 zu beantragen. Siehe dazu die nachstehende Tabelle zur 

Sozialversicherungsrechtlichen Unterstellung bei ausländischem 

Wohnsitz.

Arbeitsort

Sozialversicherungsrecht liche 
Unterstellung

CH DE / FR

CH 100% X

CH mind. 75%/
HO max. 25%

X

CH mind. 50.1% /

HO max. 49.9%

X (wenn A1 

beantragt)

X (wenn kein A1 

beantragt)

Homeoffice ab 50% X

Zu beachten ist, dass bei mehreren Arbeitgebern in verschiede-

nen Ländern, bei gleichzeitiger Ausübung einer selbständigen 

Erwerbstätigkeit oder bei einer geschäftlichen internationalen 

Reisetätigkeit die obenstehende Qualifikation der Homeoffice-

Tätigkeit unter Umständen keine Anwendung findet. In solchen 

Fällen sollte unbedingt der Einzelfall geprüft werden – gerne kön-

nen wir Sie dabei unterstützen.

Ausländische Steuerpflicht infolge Begründung einer 

Betriebsstätte

Eine Betriebsstätte ist eine feste Geschäftseinrichtung, durch 

 welche die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz oder 

teilweise ausgeführt wird. Damit besteht durch die Homeoffice- 
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Tätigkeit potenziell eine Betriebsstätte mit entsprechenden 

Gewinnsteuerfolgen für die Gesellschaft im Ausland. In der Ver-

gangenheit mangelte es jedoch oftmals an der Verfügungsmacht 

des Arbeitgebers über die Räumlichkeiten oder an der Wesentlich-

keit der Homeoffice-Tätigkeit im Verhältnis zur totalen Leistungs-

erbringung der Unternehmung. Heikler wird es unter anderem, 

wenn Geschäftsleitungsmitglieder einer Homeoffice-Tätig-

keit nachgehen und sich damit der Ort der Leitung ins Aus-

land verschieben könnte. Um hierzu abschliessend Sicherheit zu 

erlangen, ist zwingend das aktuell gültige DBA der beiden Staaten 

und die darin enthaltene Betriebsstätte-Definition zu konsultieren. 

Ansonsten besteht die Gefahr, dass eine Steuerpflicht im Ausland 

mit entsprechenden Verfahrenspflichten begründet wird.

Fazit

Es ist begrüssenswert, dass die Bestimmungen zu Homeoffice 

überarbeitet und gelockert wurden. Gegenwärtig sind die Rege-

lungen jedoch je nach Staat unterschiedlich und verändern sich 

regelmässig. Weiter ist zu beachten, dass die steuerrechtlichen 

und sozialversicherungsrechtlichen Regelungen oftmals nicht 

identisch sind. Für Arbeitgeber ist es wichtig, sich einerseits mit 

den Gestaltungsmöglichkeiten von Homeoffice sowie anderer-

seits aber unbedingt auch mit den damit verbundenen rechtli-

chen Folgen und Risiken zu befassen. Gerne stehen wir Ihnen 

hierbei zur Seite.

 Lukas Aumer

In der Schweiz unterstehen grundsätzlich alle Gesellschaften ei-

ner Revisionspflicht. Seit dem Jahr 2008 gewährt das schweizeri-

sche Obligationenrecht kleinen und mittleren Unternehmen je-

doch die Möglichkeit auf eine Buchprüfung zu verzichten 

(Opting-Out). Gemäss Art. 727a Abs. 2 OR kann unter Zustim-

mung sämtlicher Gesellschafter auf die eingeschränkte Revision 

verzichtet werden, wenn die Gesellschaft nicht mehr als zehn 

Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt hat. Dieser Verzicht gilt auch 

für die nachfolgenden Jahre. 

Laufende Überwachung der Revisionspflicht

Wachsende Unternehmen tun gut daran, laufend zu überwa-

chen, ob der anfängliche Revisionsverzicht weiterhin gesetzes-

konform ist. Ist der Schwellenwert von zehn Vollzeitstellen im 

Jahresdurchschnitt überschritten, gilt es eine Revisionsstelle 

zu wählen. Was aber, wenn dies vergessen geht oder als nicht 

notwendig erachtet wird? Die fehlende Revisionsstelle stellt ei-

nen Organisationsmangel gemäss Art. 731b OR dar. Gesellschaf-

ter, Gläubiger und der Handelsregisterführer können vom Richter 

die Vornahme folgender Massnahmen verlangen:

1.  eine Frist zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands zu 

setzen,

2. das fehlende Organ zu ernennen,

3. einen Sachwalter zu bestimmen oder

4. die Gesellschaft aufzulösen.

Sofern die Einleitung eines Organisationsmängelverfahrens aus-

bleibt, scheint aus dem Gesetzesverstoss keine unmittelbare ne-

gative Auswirkung zu resultieren. Dem ist aber nicht so. Ohne 

Revisionsstelle und der damit verbundenen Missachtung der 

Prüfpflicht, sind die Beschlüsse der Generalversammlung zur 

Genehmigung der Jahresrechnung und zur Verwendung des 

Bilanzgewinnes nichtig, d.h. die Beschlüsse sind wirkungslos 

und als nicht zustande gekommen zu betrachten. Wurde eine 

Dividende auf Basis eines nichtigen Beschlusses ausbezahlt, sind 

die Empfänger ungerechtfertigt bereichert und haben die Divi-

dende grundsätzlich zurückzuerstatten. Eine Rückabwicklung löst 

zudem diverse steuerrechtliche Probleme aus.

Revisionspflicht bei Kapitalverlust

Seit dem 1. Januar 2023 ist das neue Aktienrecht in Kraft. Im Be-

reich des Sanierungsrechts wurde für Gesellschaften ohne Revisi-

onsstellen (Opting-Out) eine zusätzliche Prüfpflicht verankert. 

Art. 725a Abs. 2 schreibt neu vor, dass beim Eintreten eines Kapi-

talverlustes1 die letzte Jahresrechnung vor ihrer Genehmigung 

durch die Generalversammlung einer eingeschränkten Revision 

unterzogen werden muss. Kommt die Gesellschaft ihren Pflichten 

nach Art. 725a Abs. 2 nicht nach, resultieren wie vorstehend aus-

geführt nichtige Beschlüsse aufgrund des fehlenden Revisions-

stellenberichts.

Fazit

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass alle Gesell-

schaften ohne Revisionsstelle bei Überschreitung des Schwellen-

wertes von mehr als zehn Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt, 

beim Eintreten eines Kapitalverlustes oder bei einer Überschul-

dungssituation die gesetzlichen Prüfpflichten zu befolgen haben. 

Nur so können nichtige Beschlüsse, potenzielle Rückerstattungs-

ansprüche aus Gewinnausschüttungen sowie steuerrechtliche 

Probleme vermieden werden.

 David Klein

1 Die Aktiven abzüglich der Verbindlichkeiten der Gesellschaft decken die Hälfte der 

Summe aus Aktienkapital, nicht an die Aktionäre zurückzahlbarer gesetzlicher Kapital-

reserve und gesetzlicher Gewinnreserve nicht mehr.

Prüfpflichten bei Opting-Out-Gesellschaften



 angewendet werden soll oder nicht; sofern damit eine Rentenver-

besserung erzielt werden kann, ist es für den betroffenen Mitar-

beitenden von Vorteil, diese Option zu nutzen. 

Arbeitnehmende sind selbst dazu aufgefordert, ihre Wahl dem Ar-

beitgeber mitzuteilen. Selbständige müssen dasselbe der entspre-

chenden Ausgleichskasse melden.

BVG-Reform kommt im Jahr 2024 zur Volksabstimmung

Ab 1. Januar 2024 erfährt die Berufliche Vorsorge in diesem Sinne 

eine Veränderung, dass die Vereinheitlichung des Rentenalters so-

wie auch die Flexibilisierung des Rentenbezuges analog der AHV 

gesetzlich verankert werden.

Vorausschauend ist im Jahr 2024 eine Volksabstimmung zur Re-

form der beruflichen Vorsorge geplant. Auch hier geht es darum, 

die Finanzierung der Altersvorsorge zu stärken sowie für Teilzeit-

beschäftigungen bessere Bedingungen zu schaffen. 

Die BVG-Reform sieht folgende Massnahmen vor:

• Senkung des Umwandlungssatzes von derzeit 6.8% auf 6.0% 

• Senkung der BVG-Eintrittsschwelle von derzeit CHF 22’050  

auf CHF 19’845

• Einführung eines lohnabhängigen Koordinationsabzugs  

(von derzeit fix CHF 25’725 auf 20% des AHV-Lohns)

• Vereinfachung der Altersgutschriften  

(von derzeit vier Stufen auf zwei Stufen)

• Rentenzuschlag für die Übergangsgenerationen 

AHV-Reform tritt in Kraft

Die im September 2022 angenommene «Reform AHV 21» tritt 

nun per 1. Januar 2024 in Kraft. Mit dieser Reform wurde, zur 

Stabilisierung der Alters- und Hinterlassenenversicherung, eine 

Überarbeitung des AHV-Gesetzes vorgenommen. Diese beinhaltet 

insbesondere:

Die Vereinheitlichung des Rentenalters (NEU Referenzalter) für 

Frauen und Männer

Das Referenzalter für Frauen wird in vier Schritten erhöht, bis ab 1. 

Januar 2028 für alle ein Solches von 65 Jahren gilt. Ein erster An-

stieg um 3 Monate erfolgt per 1. Januar 2025.

Ausgleichsmassnahmen der Übergangsgeneration

Für Frauen mit Jahrgang 1961 bis und mit 1969 kommen Über-

gangsbestimmungen zur Anwendung. Diese sehen einen Renten-

zuschlag (über die Maximalrente hinaus) zwischen CHF 12.50 und 

CHF 160 pro Monat vor. Bei einem allfälligen Vorbezug würde im 

Gegenzug eine kleinere Rentenkürzung vorgenommen.

Flexibler Rentenbezug der AHV

Für den Schritt in die vollständige Pensionierung gewährt das Ge-

setz neu mehr Flexibilität in Bezug auf den Zeitpunkt sowie die 

Rentenhöhe und damit auf das verbleibende Arbeitspensum. Im 

Alter zwischen 63 und 70 Jahren kann ab jedem beliebigen Monat 

die Rente bezogen werden. Zudem kann auch der Prozentsatz der 

bezogenen Rente gewählt werden (mind. 20% / max. 80%) – dies-

bezüglich ist eine einmalige Erhöhung des Bezugsanteils möglich. 

Auch Kombinationen von Vorbezug und Aufschub der Altersrente 

werden realisierbar. 

Verbesserung der Altersrente

Um die Attraktivität zu steigern, über das Referenzalter hinaus er-

werbstätig zu bleiben, kann unter gewissen Bedingungen eine 

Verbesserung der Altersrente erlangt werden. Beispielsweise kön-

nen noch bestehende Beitragslücken geschlossen werden oder 

der Rentenbetrag wird dank den zusätzlich anrechenbaren Ein-

kommen höher (sofern die Maximalrente noch nicht erreicht ist). 

Hierzu muss eine Neuberechnung der Rente beantragt werden.

Diese «Rentenoptimierungen» können unter der Voraussetzung 

genutzt werden, dass das erzielte Einkommen nach dem Refe-

renzalter mindestens 40 % des massgebenden durchschnittlichen 

Jahreseinkommens beträgt.

Wahlrecht über Anwendung des Freibetrags

Arbeitstätige Rentnerinnen und Rentner haben bis zu einem Frei-

betrag von monatlich CHF 1’400 keine Beiträge an die AHV/IV/EO 

abzuliefern. Neu besteht ein Wahlrecht, ob dieser Freibetrag 

Neues zu den Sozialversicherungen

INFO MWST

Erhöhung der MWST per 1. Januar.2024
Zur Zusatzfinanzierung der AHV werden per 1. Januar 2024 die 
Mehrwertsteuersätze angehoben: Es gelten demnach folgende 
Steuersätze: 
 

Normalsatz 8.1% (bisher 7.7%)

Reduzierter Satz 2.6% (bisher 2.5%)

Sondersatz für Beherbergungen 3.8% (bisher 3.7%)

Der anwendbare Mehrwertsteuersatz bezieht sich jeweils auf den 
Zeitpunkt der Leistungserbringung. In diesem Zusammenhang 
empfehlen wir den mehrwertsteuerpflichtigen Unternehmen, bis zum 
31. Dezember 2023 soweit möglich alle angefangenen Arbeiten und 
erbrachten Lieferungen zum «alten Satz» in Rechnung zu stellen. 
Sie ersparen sich so zusätzlichen, administrativen Aufwand – denn 
Rechnungen, datiert ab 01.01.2024, bei welchen Leistungen aus beiden 
Jahren abgerechnet werden, müssen sowohl den alten (Leistungen 
2023) wie auch den neuen Steuersatz (Leistungen 2024) enthalten.



ELEKTRONISCHER NEWSLETTER

Haben Sie unseren elektronischen Newsletter nicht erhalten? Abonnieren Sie diesen und wir 

können Sie immer auf dem neusten Stand halten. Senden Sie uns einfach Ihre @-Adresse mit 

dem Betreff «Newsletter» an info@tretor.ch.

Wir gratulieren 
Adnan Hajabo hat im Juli seine Lehre zum Kaufmann, Fachrich-

tung Dienst leistung / Administration, mit einer Top-Leistung abge-

schlossen. Er durfte sein Fähigkeitszeugnis im 1. Rang entgegen-

nehmen.

Lea Weber hat im Sommer die eidg. Prüfungen zur Fachfrau im Fi-

nanz- und Rechnungswesen absolviert und erfolgreich bestanden.

Sara Weber hat im Herbst ihr Bachelor-Studium an der Hoch-

schule für Wirtschaft FHNW abgeschlossen und darf somit den 

Titel «Bachelor of Science in Betriebsökonomie» führen.

Lukas Aumer hat diesen Herbst die Ausbildung zum dipl. Steuer-

experten mit Erfolg vollendet.

Concetta Santabarbara hat soeben die Prüfungen zur Payroll 

 Expertin edupool.ch absolviert und erfolgreich bestanden.

Wir freuen uns sehr über die unermüdlichen Weiterbildungsbemü-

hungen unserer Mitarbeitenden, dies macht unsere Unterneh-

mung zu einem kompetenten Ansprechpartner.

Neue Mitarbeitende
Für die Bewältigung unserer vielseitigen Aufgaben sowie zur best-

möglichen Befriedigung aller Kundenbedürfnisse konnten wir eini-

ge neue Mitarbeitende gewinnen. Wir sind sehr stolz, dass unser 

Team mit noch mehr fachlich sehr kompetenten und kundenorien-

tierten Persönlichkeiten bereichert wird! Dazu gehören:

Adriana Müller, Fachfrau im Finanz- und 

Rechnungswesen mit eidg. Fach ausweis, 

verstärkt unsere Abteilung Treuhand seit 

Juli als Handlungsbevollmächtigte.

Pascal Schneider, dipl. Treuhandexperte, 

hat seine Stelle als Vizedirektor und Team-

leiter im Juli bei uns angetreten.

Yannick Knab ist seit August bei uns in 

Ausbildung zum Kaufmann (E-Profil).  

Er absolviert seine Lehre in Kombination 

mit dem Leistungssport Schwimmen und 

besucht die KV-Sportklasse.

Dave Gasser, Fachmann im Finanz- und 

Rechnungswesen mit eidg. Fachausweis, 

unterstützt unser Treuhandteam seit 

 Dezember als Handlungsbevollmächtigter.

Ilaria Quartillo hat im Dezember ihre 

Stelle als Sachbearbeiterin bei uns ange-

treten und absolviert berufsbegleitend ihr 

Bachelorstudium in Betriebsökonomie. 

Rahel Muff tritt ab Februar 2024 ihre 

Stelle als Sachbearbeiterin bei uns an und 

absolviert berufsbegleitend auch ihr 

 Bachelorstudium in Betriebsökonomie.
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Wir wünschen unseren geschätzten Kunden*innen  

und Geschäftspartnern*innen eine fröhliche Weihnachtszeit,  

die über die Feiertage hinaus reichen soll! 

Die Weihnachtszeit ist eine Zeit, um Kraft zu tanken und die Dinge  

von der richtigen Perspektive aus zu betrachten. Geniessen Sie die Zeit  

mit Ihren Liebsten und lassen Sie auch mal die Seele baumeln. 

Für das neue Jahr wünschen wir Ihnen viel Tatendrang und  

freie Gedanken für die neuen Herausforderungen.

* «Man soll lieben, soviel man kann, und darin liegt die wahre Stärke,  

und wer viel liebt, der tut auch viel und vermag viel, 

und was in Liebe getan wird, das wird gut getan.» * 

Zitat von Vincent van Gogh

Anstelle des Versands von Weihnachtskarten unterstützen wir in diesem Jahr die  

Birmann-Stiftung mit einer Spende. Die Stiftung unterstützt Familien in schwierigen 

finanziellen Verhältnissen und bietet umfangreiche Beratungen für Familien mit  

Kindern und Jugendlichen an.


